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Der III«, Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 17»Oktober 1968 un­
ter Mitwirkung der Eundesrichter DrJCreft«, Dr»Arndt, 
Dr» Beyer, Dr» Hußla und Keßler

für Hecht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil 
des 15» Zivilsenats in Kassel des Oberlan­
desgerichts Frankfurt (Main) vom 12» Januar 
1967 wird zurückgewiesen»

Der Beklagte trägt die Kosten des Revisions­
verfahrens »

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Am 3» Juni I960 verstarb der Steinbruchbesit­
zer Hans ? H i n Homberg/Efze im Alter von 80 Jah­
ren an den Folgen einer fortschreitenden Gefäßskle- 
roso mit Durchblutungsstörungen des Gehirns bei ei­
ner gleichzeitig bestehenden Leberzirrhose und einem 
Zustand nach einem Anfang Januar I960 erlittenen Herz- 
infax’kt» Er hinterließ neben älteren zwei kurz vor 
dem Tode errichtete Testamente, nämlich ein von dem 
Notar Dr» in B | ^  ̂ ourhndetos Testament
vom 18» Mai I960 und ein privatschriftliches, datiert
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vom 19o Mai I960* In dem notariellen Testament ist 
Testamentsvollstreckung angeordnet und der Kläger 
ziun Testamentsvollstrecker ernannt» Als Erben sind 
eine vom Testamentsvollstrecker ins Leben zu rufen­
de Stiftung sowie drei weitere Personen, darunter 
der Beklagte9 eingesetzte Das privatschriftliche Te­
stament ordnet ein Vermächtnis betreffend die per­
sönlichen Gegenstände des Erblassers zugunsten sei­
ner langjährigen Haushälterin Ännc 4 H I  an*

Der Beklagte, der in einem früheren Testament 
besser bedacht war, hat die Gültigkeit der beiden 
neuen Testamente angezwcifclt mit der Behauptung, 
der Erblasser sei bei ihrer Errichtung infolge sei­
nes Krankhoitszustandos testierunfähig gewesen, die 
Unterschrift unter dem notariellen Testament stamme 
nicht von ihm, das Testament vom 19» Mai I960 ha­
be die Haushälterin nach dem Tode des Erblassers 
selbst angofertigt und auf den 19° Mai I960 datiert»

Der Kläger bestreitet die Richtigkeit dieser 
Behauptungen und hat Klage erhoben mit dem Antrag 
festzustellen, daß das notarielle Testament des 
Steinbruchbesitzer3 Hans ü f l B  vom 18» Mai I960 
(UH 749/60 des Notars Dr» ^ ■ ^ ■ i n  B f l H B  sowie 
das privatechriftlicho Testament vom 19° Mai I960, 
gültig und auszuführen seien»

Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuwei­
sen und eine inzwischen erledigte Widerklage erho­
ben» Er hat dazu vorgetragen: Er habe am 18» Mai I960
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mit seiner Frau den Erblasser besucht und sich von 
10,30 bis 16,45 Uhr bei ihm aufgehalteno Während die­
ser ganzen Zeit habe der Erblasser in tiefer Bewußt­
losigkeit gelegen; er sei nicht ansprechbar gewesen« 
Auch andere Besucher, die den Erblasser kurz vor 
oder nach dem 17°/l8« Mai I960 oder an diesen Tagen 
aufgesucht hätten, hätten ihn in einem nicht an­
sprechbaren Zustand angetroffen« Der Notar müsse 
sich daher geirrt haben, wenn er den Erblasser als 
testierfähig bezeichnet habe« Der Erblasser sei am 
17o/l8. Mai I960 weder in der Lage gewesen, den Vor­
gang der Testamentserrichtung zu begreifen, noch sei 
er - infolge Schwäche seiner Armkraft - imstande ge­
wesen, eine eigenhändige Unterschrift zu leisten«
Das Gleiche - mangelnde geistige Fähigkeit, ein Te­
stament zu errichten, Unfähigkeit, selbst zu schrei­
ben - müsse auch für das angeblich eigenhändige Te­
stament vom 19o Mai I960 gelten«

Das Landgericht hat Zeugen und einen medizini­
schen Sachverständigen vernommen« Es hat der Klage 
stattgegeben und die Widerklage abgewiesen« Die Be­
rufung des Beklagten ist erfolglos geblieben« Mit 
seiner Revision verfolgt der Beklagte lediglich noch 
seinen Klageabweisungsantrag weiter« Der Kläger bit­
tet, das Rechtsmittel zurückzuweisen«
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Die Hevision bezweifelt die vom Berufungsgericht 
festgestellte Echtheit und formelle Gültigkeit der 
umstrittenen Testamente nicht mehr, sondern wendet 
sich nur noch gegen die Feststellung, es sei nicht 
erv/iesen, daß der Erblasser zur Zeit der Errichtung 
der beiden Testamente testierunfähig gewesen sei»Sie 
macht geltend, das Berufungsgericht sei bei der Beur­
teilung der Testierfähigkeit des Erblassers von ei­
ner zu engen Auslegung des Hechtsbegriffs der Te­
stierunfähigkeit ausgegangen«. Nach § 2229 Abs* 4 BGB 
könne auch jemand, der wegen Geistesschwäche nicht in 
der Lage sei, die Bedeutung einer von ihm abgegebenen 
Willenserklärung einzusehen und nach dieser Einsicht 
zu handeln, ein Testament nicht errichten; hierunter 
sei ein geringerer Grad der geistigen Erkrankung zu 
verstehen; ein solcher Zustand der Geistesschwäche ha­
be Vorgelegen; zum mindesten sei das Vorliegen dieses 
Zustandes nicht rechtsfehlerfrei verneint worden*

Wie die Hevision zutreffend ausführt, genügt es 
nach der Kechtsprechung nicht, daß der Erblasser ei­
ne allgemeine Vorstellung von der Tatsache der Er­
richtung eines Testaments und von dem Inhalt seiner 
letztwilligen Anordnungen hat» Er muß vielmehr auch 
in der Lage sein, sich über die Tragweite dieser An­
ordnungen, insbesondere auch über ihre Auswirkungen 
auf die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnis­
se der Betroffenen und über die Gründe, die für oder



6
i6

gegen ihre sittliche Berechtigung sprechen, ein kla­
res Urteil zu bilden und nach diesem Urteil frei von 
Einflüssen etwaiger interessierter Dritter zu handeln 
(BGH, Urteil vom 29» Januar 1958 - IV ZR 251/57 = FamRZ 
58, 127 = DM Nr» 9 zu § 138 (Cd) BGB = MDR 1958, 316; 
BGHZ 30, 294 ? 296h

Es liegen aber keine Anhaltspunkte dafür vor, 
daß das Berufungsgericht dies verkannt habe., Die Re­
vision vermag nicht aufzuzeigen9 im Berufungsverfah­
ren hätten über den Begriff der Testierunfähigkeit Un­
klarheiten bestanden und das Berufungsgericht habe ei­
ne der drei in § 2229 Abs0 4 BGB nebeneinander als 
gleichwertig aufgeführten Ursachen der Testierunfähig­
keit - krankhafte Störung der Geistestätigkeit, Gei­
stesschwäche und Bewußtseinsstörung - überseheno Es 
hat vielmehr als nicht erwiesen erachtet, daß dem Erb­
lasser zur Zeit der Errichtung des Testaments die Fä­
higkeit gefohlt habe, die Bedeutung der abgegebenen 
Willenserklärungen einzusohen und nach dieser Einsicht 
zu handelno Damit war die entscheidende Voraussetzung 
der Teatierunfähigkeit im Sinne des § 2229 Abs«, 4 BGB 
verneint, nämlich der Mangel der Fähigkeit, die Bedeu­
tung einer abgegebenen Willenserklärung einzusehen 
und nach dieser Einsicht zu handeln„ Liegt dieser Man­
gel nicht vor, dann kann aus der genannten Bestim­
mung die Testierunfähigkeit nicht hergeleitet wer­
den und ist es unerheblich, welcher der drei in der 
Bestimmung genannten Unfähigkeitsgründe hätte in Be­
tracht kommen können0 Allerdings wird oft umgekehrt 
die Feststellung, jemand sei nicht in der Lage, die
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Bedeutung einer von ihm abgegebenen Willenserklä­
rung zu erkennen und nach dieser Einsicht zu han­
deln, darauf beruhen, daß ein bestimmter Zustand, 
insbesondere eine Geisteskrankheit, festgestellt 
wird, der nach ärztlicher Erfahrung mit dem Verlu­
ste dieser Fähigkeit verbunden istc Hier ist der me­
dizinische Sachverständige auf Grund des konkreten 
Krankheitsbildes zu dem Ergebnis gelangt, es lasse 
sich nicht entscheiden, ob die Krankheit zur Zeit 
der Testamentserrichtung schon so weit fortgeschrit­
ten gewesen sei, daß sie die Testierunfähigkeit des 
Erblassers bewirkt habe» Das Berufungsgericht hat sich, 
wie schon das Landgericht, dem Gutachten unter einge­
hender Würdigung dos gesamten Beweisergebnisses an- 
geschlossen» Mit der Feststellung, die Testierunfähig­
keit des Erblassers sei nicht erwiesen, hat es all­
gemein und abschließend die Erweislichkeit eines zur 
Testierunfähigkeit führenden Zustandes des Erblassers 
verneint« Es brauchte daher nicht mehr im einzelnen 
zu erörtern, ob außer einer krankhaften Störung der 
Geistostätigkeit auch Geistesschwäche oder eine Be­
wußtseinsstörung als Ursache eines solchen Zustandes 
in Betracht kommen konnteo

Der Revision kann auch nicht eingeräumt werden, 
das Berufungsgericht hätte auf klär on müssen, 11 was 
der Sachverständige subjektiv unter den von ihm ange- 
wendoten Begriffen hinsichtlich der Testierfreiheit 
verstanden11 habe» Das Landgericht hat mit Beweisbe­
schluß vom 5» November 1965 die Einholung eines Sach­
verständigengutachtens zur Behauptung des Beklagten
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angeordnet, der Erblasser 3ei nach der Art seiner 
Krankheit zur Zeit der Testamentserrichtung ge­
schäftsunfähig gewesen» her Sachverständiges Landes- 
oberraedizinalrat Dr» BeflH^ hat ein ausführliches 
mündliches Gutachten erstattet» Es finden sich kei­
nerlei Anzeichen dafür - und auch die Revision ver­
mag solche nicht aufzuzeigen -, daß er den Rechtsbe­
griff der Testierunfähigkeit unrichtig aufgefaßt ha­
be» Der Sachverständige hat zutreffend hervorgehoben, 
daß das Krankheitsbild insgesamt gewürdigt und dar­
aus eine Vorstellung gewonnen werden müsse9 ob der 
Patient zur Zeit der Testamentserrichtung die Bedeu­
tung seiner Handlungen überschaut habe oder ob das 
nicht der Pall gewesen sei» Die Parteien hatten im 
ersten und im zweiten Rechtszug Gelegenheit«, zu dem 
Gutachten Stellung zu nehmen und Bedenken oder Zweifel 
zu äußern» Das war ihre Sache» Dagegen war das Beru­
fungsgericht jedenfalls in einem Rechtsstreit, in dem 
die Parteien durch Anwälte vertreten waren-, nicht ge­
mäß § 139 ZPO verpflichtet, eine Erklärung des Sach­
verständigen darüber einzuholen, was er unter den Be­
griffen Geschäfts- und Testierunfähigkeit verstehe, die 
einem erfahrenen Psychiater normalerweise hinreichend 
vertraut sind»

Die Revision kann auch nichts daraus herleiten., 
daß sich der Sachverständige nicht im einzelnen da­
zu geäußert hat, ob der Beklagte bei der Errichtung 
der Testamente in der Lage war, sich über die Trag­
weite seiner Anordnungen, über ihre Auswirkungen auf 
die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse der
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Betroffenen ein klares Urteil zu Bilden und nach 
diesem Urteil frei von Einflüssen etwaiger interessier­
ter Dritter zu handeln,, Da nichts dafür vorliegt, daß 
der Sachverständige den Begriff der Tostierunfähig­
keit unrichtig angewandt habe, konnte das Berufungs­
gericht ohne Rechtsverstoß davon ausgehen, daß er auch 
hinsichtlich der einzelnen Tatbestandsmerkmale, der 
Testierfähigkeit, deren besondere Erörterung die Re­
vision vermißt, die Möglichkeit einer Feststellung 
verneinen wollte, ob sie im maßgeblichen Zeitpunkt 
Vorgelegen haben oder nicht„

Ebensowenig führt das Vorbringen der Revision zum 
Erfolg, daß erfahrungsgemäß bei einer rasch fortschrei­
tenden Zerebralsklerose durch den Abbau alle höhe­
ren psychischen Funktionen, besonders dos Auffassens, 
des Urtoilens und des kritischen Stellungnehmens, be­
einträchtigt würden (BGH LM Nr» 9 zu § T38 (Cd) BGB) •
Der Sachverständige geht vom Vorliegen einer fortschrei­
tenden Hirn-Arteriosklerose au3„ Er gelangt indessen 
zu dem Ergebnis, neurologische und bleibende psychi­
sche Störungen seien beim Erblasser für die maßgeb­
liche Zeit nicht festzustellen gewesen, abgesehen 
von einer Sprachstörung in Gestalt einer Verwaschen- 
heit der Sprache; aufgotreteno Bewußtseinsstörungen 
seien nur flüchtig gewesen und hätten durch medikamen­
töse Behandlung immer wieder beseitigt werden können«
Die Revision vermag nicht aufzuzeigen, daß der Sachver­
ständige ein möglicherweise bedeutungsvolles Symptom 
übersehen habe« Er hat nicht nur auf die Bewußtseins­
trübungen abgestellt, sondern auf das Gesamtbild, vor
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allem auf das Pehlen von Ausfallserscheinungeno Er 
hat das Forts'chreiten des Leidens berücksichtigt und 
sich zu den einzelnen Phasen der Entwicklung geäußerte 
Wenn die Revision meint, er hätte auf Grund der fest­
gestellten Umstände von einer Geistesschwäche des Erb­
lassers ausgehen müssen, so setzt sie in Wirklichkeit 
ihre Würdigung an die Stolle der des Sachverständigen 
und des Gerichts„ Damit kann sie keinen Erfolg haben0

Ebensowenig liegen entgegen der Ansicht der Re­
vision Verstoße gegen die §§ 139? 144 und 286 ZPO dar­
in, daß das Berufungsgericht dem Gutachten, das es 
ebenso wie das Ergebnis der übrigen Beweisaufnahme 
eingehend würdigt, gefolgt iotpohne den vernommenen 
oder einen anderen Sachverständigen nochmals über die 
von der Revision vermißten Einzelheiten zu befragen »

Damit erweisen sich die Angriffe der Revision 
als unbegründete Das Rechtsmittel muß mit der Kosten­
folge des § 97 ZPO zurückgewiesen werden«,

Dr0 Kreft Dr« Arndt Dr«, Beyer

KeßlerDr«, Hußla
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